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Elektronische Kommunikationsnetze und -dienste 
 
Artikel 3 und 4 der RICHTLINIE 2002/21/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES vom 7. März 2002 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für 
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie) 
 
 

Artikel 3 
 

Nationale Regulierungsbehörden 
 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
alle den nationalen Regulierungsbehörden mit 
dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien über-
tragenen Aufgaben von einer zuständigen Stelle 
wahrgenommen werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die 
Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbe-
hörden, indem sie dafür sorgen, dass sie rechtlich 
und funktional von allen Unternehmen unabhän-
gig sind, die elektronische Kommunikations-
netze, -geräte oder -dienste anbieten. Wenn Mit-
gliedstaaten weiterhin an Unternehmen beteiligt 
sind, die elektronische Kommunikationsnetze 
und/oder -dienste bereitstellen, oder diese kon-
trollieren, müssen sie eine wirksame strukturelle 
Trennung der hoheitlichen Funktion von Tätig-
keiten im Zusammenhang mit dem Eigentum 
oder der Kontrolle sicherstellen. 

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
die nationalen Regulierungsbehörden ihre Be-
fugnisse unparteiisch und transparent ausüben. 

(4) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die 
von den nationalen Regulierungsbehörden wahr-
zunehmenden Aufgaben in leicht zugänglicher 
Form, insbesondere wenn diese Aufgaben mehr 
als einer Stelle übertragen werden. Die Mitglied-
staaten sorgen gegebenenfalls für die Konsulta-
tion und Zusammenarbeit zwischen diesen 
Behörden sowie zwischen diesen und den für die 
Anwendung des Wettbewerbs- und des Verbrau-
cherschutzrechts zuständigen nationalen Behör-
den in Fragen von gemeinsamem Interesse. Ist 
mehr als eine Behörde für diese Fragen zustän-
dig, so sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die 
jeweiligen Aufgaben der einzelnen Behörden in 
leicht zugänglicher Form veröffentlicht werden. 

(5) Die nationalen Regulierungs- und Wett-
bewerbsbehörden tauschen untereinander Infor-
mationen aus, die für die Anwendung der 
Bestimmungen dieser Richtlinie und der Einzel-
richtlinien notwendig sind. Hinsichtlich des In-

formationsaustauschs ist die einholende Behörde 
an den gleichen Grad an Vertraulichkeit gebun-
den wie die Auskunft erteilende Behörde. 

(6) Die Mitgliedstaaten teilen der Kom-
mission unter Angabe der jeweiligen Zuständig-
keiten alle Aufgaben mit, die den nationalen 
Regulierungsbehörden aufgrund dieser Richtlinie 
und der Einzelrichtlinien übertragen werden. 

 
Artikel 4 

 
Rechtsbehelf 

 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es 

auf nationaler Ebene wirksame Verfahren gibt, 
nach denen jeder Nutzer oder Anbieter elektro-
nischer Kommunikationsnetze und/oder -dienste, 
der von einer Entscheidung einer nationalen 
Regulierungsbehörde betroffen ist, bei einer von 
den beteiligten Parteien unabhängigen Be-
schwerdestelle Rechtsbehelf gegen diese Ent-
scheidung einlegen kann. Diese Stelle, die auch 
ein Gericht sein kann, muss über den ange-
messenen Sachverstand verfügen, um ihrer 
Aufgabe gerecht zu werden. Die Mitgliedstaaten 
stellen sicher, dass den Umständen des Falles 
angemessen Rechnung getragen wird und wirk-
same Einspruchsmöglichkeiten gegeben sind. 
Bis zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens 
bleibt der Beschluss der nationalen Regulie-
rungsbehörde in Kraft, sofern nicht die Be-
schwerdeinstanz anders entscheidet. 

(2) Hat die Beschwerdestelle nach Absatz 1 
keinen gerichtlichen Charakter, so sind ihre 
Entscheidungen stets schriftlich zu begründen. 
Ferner können diese Entscheidungen in diesem 
Fall von einem Gericht eines Mitgliedstaats nach 
Artikel 234 des Vertrags überprüft werden. 
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Elektrizität 
 
Artikel 23 der RICHTLINIE 2003/54/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts-
binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 96/92/EG 
 
 

Artikel 23 
 

Regulierungsbehörden 
(1) Die Mitgliedstaaten betrauen eine oder 

mehrere zuständige Stellen mit der Aufgabe als 
Regulierungsbehörde. Diese Behörden müssen 
von den Interessen der Elektrizitätswirtschaft 
vollkommen unabhängig sein. Sie haben durch 
Anwendung dieses Artikels zumindest die 
Aufgabe, Nichtdiskriminierung, echten Wettbe-
werb und ein effizientes Funktionieren des 
Markts sicherzustellen und ein Monitoring insbe-
sondere in Bezug auf folgende Aspekte 
durchzuführen: 

a) Regeln für das Management und die 
Zuweisung von Verbindungskapazitäten im 
Benehmen mit der Regulierungsbehörde oder 
den Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten, 
mit denen ein Verbund besteht;  

b) etwaige Mechanismen zur Behebung von 
Kapazitätsengpässen im nationalen 
Elektrizitätsnetz;  

c) von Übertragungs- und Verteilerunter-
nehmen benötigte Zeit für die Herstellung von 
Anschlüssen und für Reparaturen;  

d) Veröffentlichung angemessener Informa-
tionen über Verbindungsleitungen, Netznutzung 
und Kapazitätszuweisung für interessierte 
Parteien durch die Übertragungs- und Verteiler-
netzbetreiber unter Berücksichtigung der Not-
wendigkeit, nicht aggregierte Informationen als 
vertrauliche Geschäftsinformationen zu behan-
deln;  

e) tatsächliche Entflechtung der Rechnungs-
legung entsprechend Artikel 19 zur Verhinde-
rung von Quersubventionen zwischen den 
Erzeugungs-, Übertragungs-, Verteilungs- und 
Versorgungstätigkeiten;  

f) Bedingungen und Tarife für den Anschluss 
neuer Elektrizitätserzeuger, um zu gewähr-
leisten, dass diese objektiv, transparent und 
nichtdiskriminierend sind, unter besonderer 
Berücksichtigung der Kosten und der Vorteile 
der verschiedenen Technologien zur Elektrizi-
tätserzeugung aus erneuerbaren Energiequellen, 

der dezentralen Erzeugung und der Kraft-
Wärme-Kopplung;  

g) Umfang, in dem die Übertragungs- und 
Verteilernetzbetreiber ihren Aufgaben gemäß 
den Artikeln 9 und 14 nachkommen;  

h) Ausmaß von Transparenz und 
Wettbewerb. 

Die durch diesen Artikel eingesetzten Stellen 
veröffentlichen einen Jahresbericht über das 
Ergebnis ihrer Monitoring-Tätigkeiten gemäß 
den Buchstaben a) bis h);  

(2) Den Regulierungsbehörden obliegt es, 
zumindest die Methoden zur Berechnung oder 
Festlegung folgender Bedingungen vor deren 
Inkrafttreten festzulegen oder zu genehmigen: 

a) die Bedingungen für den Anschluss an 
und den Zugang zu den nationalen Netzen, 
einschließlich der Tarife für die Übertragung und 
die Verteilung. Diese Tarife oder Methoden sind 
so zu gestalten, dass die notwendigen Investi-
tionen in die Netze so vorgenommen werden 
können, dass die Lebensfähigkeit der Netze 
gewährleistet ist. 

b) die Bedingungen für die Erbringung von 
Ausgleichsleistungen. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 können die 
Mitgliedstaaten vorsehen, dass die Regulierungs-
behörden der zuständigen Stelle des Mitglied-
staats die Tarife bzw. zumindest die in Absatz 2 
genannten Methoden sowie die in Absatz 4 
genannten Änderungen zur förmlichen Entschei-
dung vorzulegen haben. Die zuständige Stelle ist 
in einem solchen Fall befugt, den von der 
Regulierungsbehörde vorgelegten Entwurf einer 
Entscheidung zu billigen oder abzulehnen. Diese 
Tarife bzw. Methoden und Änderungen werden 
zusammen mit der förmlichen Annahmeent-
scheidung veröffentlicht. Jede förmliche Ableh-
nung des Entwurfs einer Entscheidung wird 
ebenfalls veröffentlicht, einschließlich der Be-
gründung. 

(4) Die Regulierungsbehörden sind befugt, 
falls erforderlich von den Betreibern der 
Übertragungs- und Verteilernetze zu verlangen, 
die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten 
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Bedingungen, Tarife, Regeln, Mechanismen und 
Methoden zu ändern, um sicherzustellen, dass 
diese angemessen sind und nichtdiskriminierend 
angewendet werden. 

(5) Jeder Betroffene, der hinsichtlich der in 
den Absätzen 1, 2 und 4 genannten Punkte eine 
Beschwerde gegen einen Übertragungs- oder 
Verteilernetzbetreiber hat, kann damit die Regu-
lierungsbehörde befassen, die als Streitbeile-
gungsstelle innerhalb von zwei Monaten nach 
Eingang der Beschwerde eine Entscheidung 
trifft. Diese Frist kann um zwei Monate verlän-
gert werden, wenn die Regulierungsbehörde 
zusätzliche Informationen anfordert. Mit 
Zustimmung des Beschwerdeführers ist eine 
weitere Verlängerung dieser Frist möglich. Eine 
solche Entscheidung ist verbindlich, bis sie 
gegebenenfalls aufgrund eines Rechtsbehelfs 
aufgehoben wird. 

Betrifft eine Beschwerde die Tarife für den 
Anschluss größerer neuer Erzeugungsanlagen, so 
kann die Regulierungsbehörde die Zweimonats-
frist verlängern. 

(6) Jeder Betroffene, der hinsichtlich einer 
gemäß den Absätzen 2, 3 oder 4 getroffenen 
Entscheidung über die Methoden oder, soweit 
die Regulierungsbehörde eine Anhörungspflicht 
hat, hinsichtlich der vorgeschlagenen Methoden 
beschwerdeberechtigt ist, kann längstens binnen 
zwei Monaten bzw. innerhalb einer von den 
Mitgliedstaaten festgelegten kürzeren Frist nach 
Veröffentlichung der Entscheidung bzw. des 
Vorschlags für eine Entscheidung eine Be-
schwerde im Hinblick auf die Überprüfung der 
Entscheidung einlegen. Eine Beschwerde hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(7) Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Regulierungsbe-
hörden in der Lage sind, ihren Verpflichtungen 
nach den Absätzen 1 bis 5 effizient und zügig 
nachzukommen. 

(8) Die Mitgliedstaaten schaffen geeignete 
und wirksame Mechanismen für die Regulie-
rung, die Kontrolle und die Sicherstellung von 
Transparenz, um den Missbrauch einer markt-
beherrschenden Stellung zum Nachteil insbeson-
dere der Verbraucher sowie Verdrängungsprak-
tiken zu verhindern. Die Mechanismen tragen 
den Bestimmungen des Vertrags, insbesondere 
Artikel 82, Rechnung. 

Bis zum Jahr 2010 unterbreiten die zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten der 

Kommission jährlich zum 31. Juli in Überein-
stimmung mit dem Wettbewerbsrecht einen 
Bericht über Marktbeherrschung, Verdrängungs-
praktiken und wettbewerbsfeindliches Verhalten. 
In diesem Bericht werden auch Veränderungen 
der Eigentumsverhältnisse untersucht; außerdem 
werden die konkreten Maßnahmen festgehalten, 
die auf nationaler Ebene getroffen wurden, um 
eine ausreichende Vielfalt an Marktteilnehmern 
zu garantieren, oder die konkreten Maßnahmen, 
um Verbindungskapazität und Wettbewerb zu 
fördern. Ab dem Jahr 2010 unterbreiten die 
zuständigen Behörden einen solchen Bericht alle 
zwei Jahre. 

(9) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
bei Verstößen gegen die in dieser Richtlinie vor-
gesehenen Geheimhaltungsvorschriften geeig-
nete Maßnahmen, einschließlich der nach 
nationalem Recht vorgesehenen Verwaltungs- 
oder Strafverfahren, gegen die verantwortlichen 
natürlichen oder juristischen Personen ergriffen 
werden. 

(10) Bei grenzüberschreitenden Streitigkei-
ten ist die Regulierungsbehörde entscheidungs-
befugt, die für den Netzbetreiber, der die 
Netznutzung oder den Netzzugang verweigert, 
zuständig ist. 

(11) Beschwerden nach den Absätzen 5 und 
6 lassen die nach dem Gemeinschaftsrecht und 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften mög-
lichen Rechtsbehelfe unberührt. 

(12) Die nationalen Regulierungsbehörden 
tragen zur Entwicklung des Binnenmarktes und 
zur Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingun-
gen durch transparente Zusammenarbeit unterei-
nander und mit der Kommission bei. 
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Erdgas 
 
Artikel 25 der RICHTLINIE 2003/55/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnen-
markt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG 
 

 
Artikel 25 

 
Regulierungsbehörden 

 
(1) Die Mitgliedstaaten betrauen eine oder 

mehrere zuständige Stellen mit der Aufgabe als 
Regulierungsbehörde. Diese Behörden müssen 
von den Interessen der Erdgaswirtschaft voll-
kommen unabhängig sein. Sie haben durch 
Anwendung dieses Artikels zumindest die 
Aufgabe, Nichtdiskriminierung, echten Wettbe-
werb und ein effizientes Funktionieren des 
Markts sicherzustellen und ein Monitoring 
insbesondere in Bezug auf folgende Aspekte 
durchzuführen: 

a) Regeln für das Management und die 
Zuweisung von Verbindungskapazitäten im 
Benehmen mit der Regulierungsbehörde oder 
den Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten, 
mit denen ein Verbund besteht;  

b) etwaige Mechanismen zur Behebung von 
Kapazitätsengpässen im nationalen Erdgasnetz;  

c) von Fernleitungs und Verteilernetzbe-
treibern benötigte Zeit für die Herstellung von 
Anschlüssen und für Reparaturen;  

d) Veröffentlichung angemessener Informa-
tionen über Verbindungsleitungen, Netznutzung 
und Kapazitätszuweisung für interessierte 
Parteien durch die Fernleitungs- und Verteiler-
netzbetreiber unter Berücksichtigung der Not-
wendigkeit, nicht aggregierte Informationen als 
vertrauliche Geschäftsinformationen zu behan-
deln;  

e) tatsächliche Entflechtung der Rechnungs-
legung entsprechend Artikel 17 zur Verhinde-
rung von Quersubventionen zwischen den Fern-
leitungs-, Verteilungs-, Speicher-, LNG- und 
Versorgungstätigkeiten;  

f) Bedingungen für den Zugang zu 
Speicheranlagen, Netzpufferung und anderen 
Hilfsdiensten gemäß Artikel 19;  

g) Umfang, in dem die Fernleitungs- und 
Verteilernetzbetreiber ihren Aufgaben gemäß 
den Artikeln 8 und 12 nachkommen;  

h) Ausmaß von Transparenz und Wettbe-
werb. 

Die durch diesen Artikel eingesetzten Stellen 
veröffentlichen einen Jahresbericht über das 
Ergebnis ihrer Monitoring-Tätigkeiten gemäß 
den Buchstaben a) bis h). 

(2) Den Regulierungsbehörden obliegt es, 
zumindest die Methoden zur Berechnung oder 
Festlegung folgender Bedingungen vor deren 
Inkrafttreten festzulegen oder zu genehmigen: 

a) die Bedingungen für den Anschluss an 
und den Zugang zu den nationalen Netzen, 
einschließlich der Tarife für die Fernleitung und 
die Verteilung. Diese Tarife oder Methoden sind 
so zu gestalten, dass die notwendigen Investi-
tionen in die Netze so vorgenommen werden 
können, dass die Lebensfähigkeit der Netze 
gewährleistet ist;  

b) die Bedingungen für die Erbringung von 
Ausgleichsleistungen. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 können die 
Mitgliedstaaten vorsehen, dass die Regulierungs-
behörden der zuständigen Stelle des Mitglied-
staats die Tarife bzw. zumindest die in Absatz 2 
genannten Methoden sowie die in Absatz 4 
genannten Änderungen zur förmlichen Entschei-
dung vorzulegen haben. Die zuständige Stelle ist 
in einem solchen Fall befugt, den von der 
Regulierungsbehörde vorgelegten Entwurf einer 
Entscheidung zu billigen oder abzulehnen. 

Diese Tarife bzw. Methoden und Ände-
rungen werden zusammen mit der förmlichen 
Annahmeentscheidung veröffentlicht. Jede förm-
liche Ablehnung des Entwurfs einer Entschei-
dung wird ebenfalls veröffentlicht, einschließlich 
der Begründung. 

(4) Die Regulierungsbehörden sind befugt, 
falls erforderlich von den Fernleitungs- und 
Verteilernetzbetreibern und den Betreibern von 
LNG-Anlagen zu verlangen, die in den Absätzen 
1, 2 und 3 genannten Bedingungen, ein-
schließlich der Tarife und Methoden, zu ändern, 
um sicherzustellen, dass diese angemessen sind 
und nichtdiskriminierend angewendet werden. 
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(5) Jeder Betroffene, der hinsichtlich der in 
den Absätzen 1, 2 und 4 und der in Artikel 19 
genannten Punkte eine Beschwerde gegen einen 
Fernleitungs- oder Verteilernetzbetreiber oder 
den Betreiber einer LNG-Anlage hat, kann damit 
die Regulierungsbehörde befassen, die als 
Streitbeilegungsstelle innerhalb von zwei 
Monaten nach Eingang der Beschwerde eine 
Entscheidung trifft. Diese Frist kann um zwei 
Monate verlängert werden, wenn die Regulie-
rungsbehörde zusätzliche Informationen anfor-
dert. Mit Zustimmung des Beschwerdeführers ist 
eine weitere Verlängerung dieser Frist möglich. 
Eine solche Entscheidung ist verbindlich, bis sie 
gegebenenfalls aufgrund eines Rechtsbehelfs 
aufgehoben wird. 

(6) Jeder Betroffene, der hinsichtlich einer 
gemäß den Absätzen 2, 3 oder 4 getroffenen 
Entscheidung über die Methoden oder, soweit 
die Regulierungsbehörde eine Anhörungspflicht 
hat, hinsichtlich der vorgeschlagenen Methoden 
beschwerdeberechtigt ist, kann längstens binnen 
zwei Monaten bzw. innerhalb einer von den 
Mitgliedstaaten festgelegten kürzeren Frist nach 
Veröffentlichung der Entscheidung bzw. des 
Vorschlags für eine Entscheidung eine 
Beschwerde im Hinblick auf die Überprüfung 
der Entscheidung einlegen. Eine Beschwerde hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(7) Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Regulierungsbehör-
den in der Lage sind, ihren Verpflichtungen nach 
den Absätzen 1 bis 5 effizient und zügig nachzu-
kommen. 

(8) Die Mitgliedstaaten schaffen geeignete 
und wirksame Mechanismen für die Regulie-
rung, die Kontrolle und die Sicherstellung der 
Transparenz, um den Missbrauch einer markt-
beherrschenden Stellung zum Nachteil insbe-
sondere der Verbraucher sowie Verdrängungs-
praktiken zu verhindern. Diese Mechanismen 
tragen den Bestimmungen des Vertrags, insbe-
sondere Artikel 82, Rechnung. 

(9) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
bei Verstößen gegen die in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Geheimhaltungsvorschriften ge-
eignete Maßnahmen, einschließlich der nach 
nationalem Recht vorgesehenen Verwaltungs- 
oder Strafverfahren, gegen die verantwortlichen 
natürlichen oder juristischen Personen ergriffen 
werden. 

(10) Bei grenzüberschreitenden Streitigkei-
ten ist die Regulierungsbehörde entscheidungs-
befugt, die für den Netzbetreiber, der die 
Netznutzung oder den Netzzugang verweigert, 
zuständig ist. 

(11) Beschwerden nach den Absätzen 5 und 
6 lassen die nach dem Gemeinschaftsrecht und 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften mög-
lichen Rechtsbehelfe unberührt. 

(12) Die nationalen Regulierungsbehörden 
tragen zur Entwicklung des Binnenmarktes und 
zur Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingun-
gen durch transparente Zusammenarbeit unter-
einander und mit der Kommission bei. 
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Eisenbahnen 
 
Artikel 30 der RICHTLINIE 2001/14/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 26. Februar 2001 über die Zuweisung von Fahrwegkapazität der 
Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur 
und die Sicherheitsbescheinigung 
 
 

Artikel 30 
 

Regulierungsstelle 
 

(1) Unbeschadet des Artikels 21 Absatz 6 
richten die Mitgliedstaaten eine Regulierungs-
stelle ein. Diese Stelle, bei der es sich um das für 
Verkehrsfragen zuständige Ministerium oder 
eine andere Behörde handeln kann, ist 
organisatorisch, bei ihren Finanzierungsbe-
schlüssen, rechtlich und in ihrer Entscheidungs-
findung von Betreibern der Infrastruktur, 
entgelterhebenden Stellen, Zuweisungsstellen 
und Antragstellern unabhängig. Für die Tätigkeit 
der Regulierungsstelle gelten die Grundsätze 
dieses Artikels; Rechtsbehelfs- und Regulie-
rungsfunktionen können gesonderten Stellen 
übertragen werden. 

(2) Ist ein Antragsteller der Auffassung, 
ungerecht behandelt, diskriminiert oder auf 
andere Weise in seinen Rechten verletzt worden 
zu sein, so kann er die Regulierungsstelle 
befassen, und zwar insbesondere mit Entschei-
dungen des Betreibers der Infrastruktur oder 
gegebenenfalls des Eisenbahnunternehmens 
betreffend 

a) die Schienennetz-Nutzungsbedingungen, 
b) die darin enthaltenen Kriterien, 
c) das Zuweisungsverfahren und dessen 

Ergebnis, 
d) die Entgeltregelung, 
e) die Höhe oder Struktur der Wegeentgelte, 

die er zu zahlen hat oder hätte, 
f) die Sicherheitsbescheinigung sowie die 

Durchsetzung und Überwachung der Sicher-
heitsnormen und -regeln. 

(3) Die Regulierungsstelle gewährleistet, 
dass die vom Betreiber der Infrastruktur fest-
gesetzten Entgelte dem Kapitel II entsprechen 
und nichtdiskriminierend sind. Verhandlungen 
zwischen Antragstellern und einem Betreiber der 
Infrastruktur über die Höhe von Wegeentgelten 
sind nur zulässig, sofern sie unter Aufsicht der 
Regulierungsstelle erfolgen. Die Regulierungs-

stelle hat einzugreifen, wenn bei den Verhand-
lungen ein Verstoß gegen die Bestimmungen 
dieser Richtlinie droht. 

(4) Die Regulierungsstelle ist berechtigt, 
sachdienliche Auskünfte von dem Betreiber der 
Infrastruktur, Antragstellern und betroffenen 
Dritten in dem betreffenden Mitgliedstaat einzu-
holen, die unverzüglich zu erteilen sind. 

(5) Die Regulierungsstelle hat über Be-
schwerden zu entscheiden und binnen zwei 
Monaten ab Erhalt aller Auskünfte Abhilfe-
maßnahmen zu treffen. 

Ungeachtet des Absatzes 6 sind Entschei-
dungen der Regulierungsstelle für alle davon 
Betroffenen verbindlich. 

Wird die Regulierungsstelle mit einer 
Beschwerde wegen der Verweigerung der Zu-
weisung von Fahrwegkapazität oder wegen der 
Bedingungen eines Angebots an Fahrwegkapa-
zität befasst, entscheidet die Regulierungsstelle 
entweder, dass keine Änderung der Entschei-
dung des Betreibers der Infrastruktur erforderlich 
ist, oder schreibt eine Änderung dieser Entschei-
dung gemäß den Vorgaben der Regulierungs-
stelle vor. 

(6) Die Mitgliedstaaten treffen die 
erforderlichen Maßnahmen, um die gerichtliche 
Nachprüfbarkeit von Entscheidungen der 
Regulierungsstelle zu gewährleisten. 
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Postdienste 
 

Artikel 22 der RICHTLINIE 97/67/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung 
des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der 
Dienstequalität in der Fassung der RICHTLINIE 2002/39/EG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES vom 10. Juni 2002 zur Änderung der Richtlinie 
97/67/EG im Hinblick auf die weitere Liberalisierung des Marktes für Postdienste in 
der Gemeinschaft 
 

Nationale Regulierungsbehörde 
Artikel 22 

Jeder Mitgliedstaat bestimmt eine oder 
mehrere nationale Regulierungsbehörden für den 
Postsektor, die von den Postbetreibern rechtlich 
getrennt und betrieblich unabhängig ist/sind.  

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
mit, welche Stellen sie als Regulierungsbehörde  
für die Aufgaben im Zusammenhang mit dieser 
Richtlinie bestimmt haben. 

Die nationalen Regulierungsbehörden sind 
insbesondere dafür zuständig, die Einhaltung der 
sich aus dieser Richtlinie ergebenden 
Verpflichtungen zu kontrollieren, und legen 
gegebenenfalls Kontrollen und spezifische 
Verfahren fest, um sicherzustellen, dass die 
reservierten Dienste beachtet werden. Sie 
können auch beauftragt werden, die Einhaltung 
der Wettbewerbsvorschriften im Postsektor zu 
überwachen. 

 
Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
zur Änderung der Richtlinie 97/67/EG über die Vollendung des Binnenmarktes für 
Postdienste, KOM(2006) 594 endgültig: 
 

Nationale Regulierungsbehörde 
Artikel 22 

1. Jeder Mitgliedstaat bestimmt eine oder 
mehrere nationale Regulierungsbehörden für den 
Postsektor, die von den Postbetreibern rechtlich 
getrennt und betrieblich unabhängig ist/sind. 
Wenn Mitgliedstaaten weiterhin an Unter-
nehmen beteiligt sind, die Postdienste bereit-
stellen, oder diese kontrollieren, müssen sie eine 
wirksame strukturelle Trennung der Regulie-
rungsfunktionen von Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit dem Eigentum oder der Kontrolle 
sicherstellen. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
mit, welche Stellen sie als Regulierungsbehörde 
für die Aufgaben im Zusammenhang mit dieser 
Richtlinie bestimmt haben. Sie veröffentlichen 
die von den nationalen Regulierungsbehörden 
wahrzunehmenden Aufgaben in leicht zugäng-
licher Form, insbesondere wenn diese Aufgaben 
mehr als einer Stelle übertragen werden. Die 
Mitgliedstaaten sorgen gegebenenfalls für die 
Konsultation und Zusammenarbeit zwischen 
diesen Behörden und den für die Anwendung des 
Wettbewerbs- und des Verbraucherschutzrechts 
zuständigen nationalen Behörden in Fragen von 
gemeinsamem Interesse. 

2. Aufgabe der nationalen Regulierungs-
behörden ist insbesondere die Gewährleistung 
der Einhaltung der sich aus dieser Richtlinie 
ergebenden Verpflichtungen, vor allem durch die 
Einrichtung von Überwachungs- und Regulie-
rungsverfahren zur Sicherstellung der Erbrin-
gung des Universaldienstes. Sie können auch 
beauftragt werden, die Einhaltung der Wettbe-
werbsvorschriften im Postsektor zu überwachen. 

Die nationalen Regulierungsbehörden der 
Mitgliedstaaten arbeiten eng zusammen und 
leisten sich gegenseitig Amtshilfe, um die 
Anwendung dieser Richtlinie zu erleichtern. 

3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es 
auf nationaler Ebene wirksame Verfahren gibt, 
nach denen jeder Nutzer oder Anbieter von 
Postdiensten, der von einer Entscheidung einer 
nationalen Regulierungsbehörde betroffen ist, 
bei einer von den beteiligten Parteien unab-
hängigen Beschwerdestelle Rechtsbehelf gegen 
diese Entscheidung einlegen kann. Bis zum 
Abschluss eines Beschwerdeverfahrens bleibt 
der Beschluss der nationalen Regulierungs-
behörde in Kraft, sofern die Beschwerdeinstanz 
nicht anders entscheidet. 
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Audiovisuelle Mediendienste 
 
Derzeit besteht für die Regulierungsbehörden für Rundfunk bzw sonstige audio-
visuelle Mediendienste keine gemeinschaftsrechtliche Vorgabe. Im Richtlinien-
vorschlag zur Änderung der Fernsehrichtlinie ist eine allgemeine Bestimmung über 
Regulierungsbehörden für audiovisuelle Mediendienste enthalten; die Mitglied-
staaten müssen jedoch auch nach dem Richtlinienvorschlag nicht zwingend eine 
solche Regulierungsbehörde einrichten. 
 
Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
ZUR ÄNDERUNG DER RICHTLINIE 89/552/EWG DES RATES zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Ausübung der Fernsehtätigkeit, KOM(2005) 646 endgültig 
 

Artikel 23b 
1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten die 

Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbe-
hörden und sorgen dafür, dass diese ihre Befug-
nisse unparteiisch und transparent ausüben. 

2. Die nationalen Regulierungsbehörden 
übermitteln sich gegenseitig und der 
Kommission alle Informationen, die für die 
Anwendung der Bestimmungen dieser Richtlinie 
notwendig sind. 

 

Zur Erläuterung, insbesondere welche Art 
der Unabhängigkeit gemeint ist, siehe dazu den 
Erwägungsgrund 47:  

Die Regulierungsbehörden sollten sowohl 
von nationalen Regierungen als auch von 
Anbietern audiovisueller Mediendienste 
unabhängig sein, damit sie ihre Aufgaben 
unparteilich und transparent wahrnehmen und 
zur Medienvielfalt beitragen können. Die 
nationalen Regulierungsbehörden und die 
Kommission müssen eng zusammenarbeiten, um 
die ordnungsgemäße Anwendung dieser 
Richtlinie sicherzustellen – 

 
Daneben gibt es auch eine Europaratsempfehlung zur Unabhängigkeit von 
Rundfunkregulierungsbehörden, die hier auszugsweise wiedergegeben wird:  

 
COUNCIL OF EUROPE – COMMITTEE 

OF MINISTERS, RECOMMENDATION REC 
(2000) 23 OF THE COMMITTEE OF 
MINISTERS TO MEMBER STATES ON THE 
INDEPENDENCE AND FUNCTIONS OF 
REGULATORY AUTHORITIES FOR THE 
BROADCASTING SECTOR (Adopted by the 
Committee of Ministers on 20 December 2000 at 
the 735th meeting of the Ministers’ Deputies) 

 
The Committee of Ministers, under the terms 

of Article 15.b of the Statute of the Council of 
Europe, … 

Recommends that the governments of 
member States: 

a. establish, if they have not already done 
so, independent regulatory authorities for the 
broadcasting sector; 

b. include provisions in their legislation 
and measures in their policies entrusting the 

regulatory authorities for the broadcasting sector 
with powers which enable them to fulfil their 
missions, as prescribed by national law, in an 
effective, independent and transparent manner, 
in accordance with the guidelines set out in the 
appendix to this recommendation; 

c. bring these guidelines to the attention of 
the regulatory authorities for the broadcasting 
sector, public authorities and professional groups 
concerned, as well as to the general public, while 
ensuring the effective respect of the 
independence of the regulatory authorities with 
regard to any interference in their activities. 
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Flughäfen 
 
Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
zu Flughafenentgelten, KOM(2006) 820 endgültig 
 
 

Artikel 10 
 

Unabhängige Regulierungsbehörde 
 

1. Mitgliedstaaten ernennen oder errichten 
eine unabhängige Stelle als ihre unabhängige 
nationale Regulierungsbehörde, um die ord-
nungsgemäße Anwendung der Maßnahmen, die 
zur Umsetzung dieser Richtlinie ergriffen 
wurden, zu gewährleisten und die nach Artikel 4 
und 7 auferlegten Aufgaben zu übernehmen. 
Diese Stelle kann dieselbe sein, die von einem 
Mitgliedstaat mit der Anwendung der zusätz-
lichen Regulierungsmaßnahmen nach Artikel 1 
Absatz 2 betraut ist, einschließlich der Genehmi-
gung der Entgeltregelung und/oder Entgelthöhe, 
sofern sie die Anforderungen von Absatz 2 
erfüllt. 

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten die 
Unabhängigkeit der unabhängigen Regulierungs-
behörde, indem sie deren rechtliche Trennung 
und funktionale Unabhängigkeit von Leitungsor-
ganen der Flughäfen und von Luftfahrtunterneh-
men sicherstellen. Mitgliedstaaten, die Eigentum 
an Flughäfen, Leitungsorganen von Flughäfen 
oder Luftfahrtunternehmen halten oder einen 
beherrschenden Einfluss auf diese ausüben, ge-
währleisten eine wirksame strukturelle Trennung 
der Regulierungsfunktion von Tätigkeiten, die 
mit dem Eigentum oder der Beherrschung in 
Zusammenhang stehen. Die Mitgliedstaaten 
gewährleisten, dass die unabhängige Regulie-
rungsbehörde ihre Befugnisse unparteiisch und 
transparent ausübt. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission Namen und Anschrift der unabhän-
gigen Regulierungsbehörde und die ihr über-
tragenen Aufgaben und Zuständigkeiten sowie 
die Maßnahmen mit, mit denen die Einhaltung 
von Absatz 2 gewährleistet wird.  

4. Haben Leitungsorgane von Flughäfen oder 
Flughafennutzer eine Beschwerde in einer 
Angelegenheit, die in den Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie fällt, können sie die Beschwer-
de der unabhängigen Regulierungsbehörde vor-
legen, die als Schlichtungsstelle tätig wird und 
innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der 
Beschwerde eine Entscheidung erlässt. Die 
unabhängige Regulierungsbehörde muss berech-
tigt sein, die zur Entscheidungsfindung notwen-
digen Informationen von den Parteien 
anzufordern. Die Entscheidungen der Regulie-
rungsbehörde sind verbindlich. 

5. Die unabhängige Regulierungsbehörde 
veröffentlicht einen Jahresbericht über ihre 
Tätigkeit. 
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